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In Zeile 493 und 494 streichen: Wir setzen uns für ein Recht auf politischen Streik und Generalstreik 

ein. 

Begründung:  

Es gibt in der Bundesrepublik Deutschland kein gesetzlich geregeltes Streikrecht – nicht für Streiks in 

Tarifauseinandersetzungen und auch nicht für politischen Streik oder Generalstreik. Stattdessen leitet 

sich das aktuelle Streikrecht aus Artikel 9 des Grundgesetzes ab und wurde durch Urteile 

verschiedener Gerichte in den vergangenen Jahrzehnten ausdifferenziert. Insofern gibt es wie Gesetze 

wirkende Urteile, die vor allem das Streikrecht der Gewerkschaften in Tarifauseinandersetzungen mal 

besser und mal schlechter aus Sicht der Arbeiter*innenbewegung regeln. Ein Verbot des politischen 

Streiks gibt es grundsätzlich nicht, denn es ist durch das Grundgesetz nicht ausgeschlossen und 

Beispiele der Vergangenheit wurden nicht als verfassungswidrig beurteilt. Es gibt auch immer wieder 

in unterschiedlichem Umfang politische Arbeitsniederlegungen. Für Linke sollte der Grundsatz gelten: 

Einen politischen Streik oder Generalstreik führt man durch und versucht für diese Durchführung 

gesellschaftliche Mehrheiten zu finden, dazu braucht meine keine gesetzlich geregelten Rechte! Die 

Gefahr ist nämlich gleichzeitig sehr groß, dass wenn man ein Gesetz zum Streikrecht einführen würde, 

die Tarifautonomie der Gewerkschaften eingeschränkt werden könnte. Etwa gibt es immer wieder 

Forderungen der Arbeitgeberverbände nach einer „Zwangsschlichtung“ vor dem Aufruf zu Streiks. 

Eine dritte Partei – der Staat, an dieser Stelle Legislative und Exekutive – würde in den Konflikt 

zwischen Arbeit und Kapital eingreifen. Das kann nicht Ziel der Arbeiter*innenbewegung sein. Schon 

heute finden sich in den Satzungen der Gewerkschaften Formulierungen, unter welchen Bedingungen 

sie etwa ihre Mitglieder zu Arbeitsniederlegungen auffordern würden.  

Beispiel aus §2 Aufgaben und Ziele der IG Metall aus der Satzung der IG Metall: 

Die IG Metall wahrt und verteidigt die freiheitlich-demokratische Grundordnung sowie die 

demokratischen Grundrechte. Die Verteidigung dieser Rechte und der Unabhängigkeit sowie Existenz 

der Gewerkschaften erfolgt notfalls durch Aufforderung des Vorstandes an die Mitglieder, zu diesem 

Zweck die Arbeit niederzulegen (Widerstandsrecht gemäß Artikel 20 Absatz 4 GG). 

 

Es braucht also kein Recht auf politischen Streik, denn wir haben es. Es braucht Leute, die es im 

Zweifel auch tun. Warum soll man in Deutschland erst ein Zugticket für die Revolution ziehen 

müssen? 


